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A r t i k e l  XII 
Veräußerung von Betrieben

Gewinne, die aus der Veräußerung von Betrieben, 
fvon Aktien oder von Geschäftsanteilen an Gesellschaften 
jeder Art erzielt werden, sind, unbeschadet der Höhe 
dieser Gewinne, in das steuerpflichtige Reineinkommen 
einzubegreifen, sofern diese Gewinne unter die §§ 14, 16 
und 17 des Einkommensteuergesetzes fallen. Die in den 
§ 14 Abs. 2, §16 Abs. 4 und 5, § 17 Abs. 3 und 4 des Ein­
kommensteuergesetzes vorgesehenen Steuerbefreiungen 
.werden aufgehoben.

A r t i k e l  XIII 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung

Jeder, der einen Mietzins bezahlt oder irgendeine 
Zahlung auf Grund eines Vertrages über Land, Häuser 
oder andere Immobilien leistet, hat dem zuständigen 
Finanzamt vierteljährlich eine besondere Erklärung abzu­
geben, aus der die gezahlten Beträge und die Zahlungs­
empfänger ersichtlich sirfär-

A r t i k e l  XIV .
Außerordentliche Einkünfte

1. Außergewöhnliche Einkünfte, die die Entlohnung 
für eine Tätigkeit darstellen, die sich über mehrere Jahre 
erstreckt (§ 34 [2], Ziff. 1 des Einkommensteuergesetzes), 
unterliegen der Einkommensteuer zu den auf anderes Ein­
kommen anwendbaren Sätzen. Zum Zwecke der Einkom­
mensteuerveranlagung können diese außerordentlichen 
Einkünfte auf die Jahre verteilt werden, in deren Verlauf 
sie erzielt wurden, und als Einkommen eines jeden dieser 
Jahre angesehen werden, vorausgesetzt, daß die Gesamt- 
yerteilung drei Jahre nicht überschreitet.

2. Gewinne, die aus Veräußerungen im Sinne der 
§§ 14, 16 und 17 des Einkommensteuergesetzes stammen 
(d. h. gewisse Gewinne aus der Veräußerung von Be­
trieben, Liegenschaften, Wertpapieren, Anteilscheinen 
oder Schuldverschreibungen), • werden nicht mehr als 
außerordentliche Einkünfte im Sinne des § 34 des ge­
nannten Gesetzes angesehen, sondern unterliegen der 
Einkommensteuer zu den auf andere Einkommen anwend­
baren Sätzen.

3. § 34 des Einkommensteuergesetzes wird ent­
sprechend geändert.

А r t i к e 1 XV 
Steuerabzug vom Kapitalertrag — Kapitalertragsteuer

1. Die den Dividenden der Vorzugsaktien der Reichs­
bahngesellschaft in § 43 Abs. 1 Ziff. 1 des Einkommen­
steuergesetzes und in § 1, Abs. 1, Ziff. 1 der Kapitalertrag­
steuerverordnung gewährte Ausnahme von der Abzugs- 
pflicht für die Kapitalertragsteuer wird aufgehoben.

2. Der Anwendungskreis des § 1 der Kapitalertrag­
steuerverordnung wird auf folgende Kapitalerträge aus­
gedehnt, die nunmehr dem Steuerabzug vom Kapitalertrag 
unterliegen:

a) Zinsen aus Hypotheken, Schuldverschreibungen 
und sonstigen Darlehen aller Aktien- oder ande­
ren Gesellschaften, Regierungen, Körperschaften 
oder öffentlichen Verwaltungsstellen (mit Ein­
schluß des Reiches, der Provinzen, £er Länder, der 
Regierungsbezirke, <ler Kreise und der Ge­
meinden). Die Zinsen aus Kontokorrenten und 
kurzfristigen Bankvorschüssen fallen nicht unter 
diese Bestimmung. Der Kontrollrat kann Befreiun­

gen von den Bestimmungen dieses Absatzes ge­
währen.

b) Von einer Bank (mit Einschluß der Postsparkassen 
und anderen Sparkassen) bezahlte oder gutgeschrie­
bene Zinsen, wenn der Gesamtbetrag der Zinsen 
250 RM im Jahr oder im Falle einer kürzeren Zeit­
dauer einen proportional herabgesetzten Betrag 
übersteigt.

3. Die Befreiung vom Steuerabzug, die Gesellschaf­
ten oder Körperschaften auf Grund des § 2, Abs. 1, Ziff. 2 
der Kapitalertragsteuerverordnung und des § 9 dbs 
Körperschaftsteuergesetzes zuerkannt war, wird auf­
gehoben.

Vierter Teil — Steuerveranlagung, Vorauszahlungen 
und Steuererklärung

A r t i k e l  XVI 
Steuererklärung — Vorauszahlungen

(Einkommensteuer und Körperschaftsteuer)
1. Vorauszahlungen auf die Einkommen- und die Kör­

perschaftsteuer sind am 10. April, 10. Juli, 10. Oktober 
und 10. Januar zu entrichten. § 35 Abs. 1 des Einkommen­
steuergesetzes wird demgemäß geändert.

2. Die Grundlage für die Berechnung der Voraus­
zahlungen bildet für jedes Vierteljahr das Einkommen des 
vorhergehenden Vierteljahres. Die Bestimmungen des 
§ 35 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes und des § 24 
Abs. 1 der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
(vom 7. Dezember 1941), welche diese Vorauszahlungen 
auf der Grundlage der bei der vorhergehenden Veran­
lagung festgesetzten Besteuerung vorsehen, werden dem­
gemäß geändert.

3. Vorbehaltlich der Ausnahmebestimmungen in 
Satz 2 dieses Absatzes muß jeder Steuerpflichtige gleich­
zeitig mit der Vorauszahlung eine „vierteljährliche Erklä­
rung" abgeben, in der er angeben muß, wie er die Voraus­
zahlung berechnet hat, Land- und Forstwirten, die keine 
Bücher führen, sowie Personen, deren Einkommen für das 
vorhergehende Vierteljahr 1000 RM nicht übersteigt, 
brauchen diese Erklärung nicht abzugeben.

4. Spätestens am 10. März eines jeden Jahres muß der 
Steuerpflichtige eine Erklärung über sein Gesamteinkom­
men des mit dem vorhergehenden 31. Dezember abgelau­
fenen Kalenderjahres abgeben („jährliche Steuererklä­
rung"). Folgende Personen brauchen diese Erklärung 
nicht abzugeben:

a) Alle Personen, deren aus Löhnen stammendes Ein­
kommen 24 000 RM nicht erreicht und deren son­
stiges steuerpflichtiges Einkommen 600 RM im 
Jahre nicht übersteigt.

b) Land- und Forstwirte, die keine Bücher führen und 
deren nicht aus Land- und Forstwirtschaft stam­
mendes steuerpflichtiges Einkommen 600 RM im 
Jahre nicht übersteigt.

c) Andere Personen, deren steuerpflichtiges Einkom­
men 600 RM im Jahre nicht übersteigt.

§ 15 der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
wird zwecks Durchführung der Bestimmungen dieses Ab­
satzes entsprechend geändert.

5. Auf Grund der gemäß Abs. 4 abgegebenen jähr­
lichen Steuererklärungen berechnet das Finanzamt neuer­
dings den Gesamtbetrag der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer für das ganze Jahr. Wenn aus dieser 
neuen Berechnung hervorgeht, daß ein die Einkommen­
steuerschuld übersteigender Betrag bezahlt worden ist,


